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Inhalt. | Die Beiladung ſolcher Betheiligter, deren Intereſſe durch die 
5 N 0 zu erlaſſende Entſcheidung berührt wird, findet von Amtswegen ſtatt. 
Ueber die Proceßmaxime im Verwaltungsrechtsſtreite. In dieſem Falle gilt die Entſcheidung auch gegenüber den Beigela⸗ 
Mittheilungen aus der Praxis: denen. i 
Zur Beleuchtung des Verfahrens im Falle des Anſuchens um Reſtringirung einer § 49. Auch wenn die unmittelbar Betheiligten nicht felbft mit 
iwie rg rg  ererhe . ihrem Anſpruch vor den Ser n ien e kann, Tofern 
ee Sale Aetiangeſellſchaften zu landwirth⸗ die Regelung des ſtreitigen Verhältniſſes durch das gemeine Intereſſe 
hen und induſtriellen Zwecken. 2 : NE RL, g 
Perfonalien. geboten tft, die Entſcheidung der bezüglichen Streitfrage des Verwal⸗ 
Erledigungen tungsrechts auf Antrag der mit der Vertretung des öffentlichen In⸗ 
g tereſſes beauftragten Beamten bei den Verwaltungsgerichten herbeige⸗ 
führt werden. 

§ 53. Das Ausbleiben der Parteien in der zur öffentlichen 
Verhandlung von Verwaltungslrechts)ſtreitigkeiten anberaumten Sitzung 
gilt nur als Verzicht auf den Vortrag mündlicher Ausführungen vor 
dem erkennenden Verwaltungsgericht. Die Verhandlung iſt daher auch 
in Abweſenheit der Parteien vorzunehmen und nach deren Ergebniß 
die Entſcheidung zu erlaſſen. — Der Vertreter des öffentlichen In⸗ 
tereſſes kann ſtets auf Erledigung einer anhängigen Sache dringen, 
auch wenn die Privatparteien übereinſtimmend erllären, daß ſie die⸗ 
ſelbe beruhen laſſen wollen. Erklärt nur diejenige Partei, welche einen 
Anſpruch erhoben hat, daß ſie die Sache beruhen laſſen wolle, ſo wird 
mit Zuſtimmung des Vertreters des öffentlichen Intereſſes die Ver⸗ 
handlung ausgeſetzt, bis etwa der Gegentheil, dem hievon Mittheilung 
zu machen iſt, auf Erledigung dringt.“ 

Die Motive, welche die Regierung bewogen, dem Verfahren im 
Verwaltungsrechtsſtreite die ſogenannte Unterſuchungsmaxime, nicht die 
im Proceſſe für Privatrechtsſtreitigkeiten durch alle Einzelheiten der 
civilrichterlichen Thätigkeit ſo ſorgfältig und folgerichtig durchgeführte 
ſogenannte Verhandlungsmaxime zu Grunde zu legen, ſind leicht er⸗ 
kennbar. Sie liegen offenbar in der bisher allgemein aufgeftellten, 
auch von den Praktikern gleich einem Dogma hingenommenen Lehre, 
die ſich in folgenden Sätzen zuſammenfaſſen läßt: alle öffentlichen 
Rechte find vom Staat und dem Staatsintereſſe zu dienen beſtimmt; 
dies gilt auch da, wo öffentliche Rechte den Einzelnen vom Staate 
gleichſam () anvertraut werden; die öffentlichen Rechte der Einzelnen 
erſcheinen daher regelmäßig als Pflichten, über welche dieſen nicht nach 
Belieben zu disponiren zuſteht; in einem Streite hierüber darf darum 
auch das richterliche Urtheil nicht von dem beliebigen Vorbringen der 
Parteien abhängig gemacht; vielmehr muß das beſtrittene öffentliche 
Recht nach Vorausſetzung, Inhalt und Umfang von Staatswegen, alfo 
durch ſelbſtſtändige richterliche Unterſuchung feſtgeſtellt werden; die 
ſogenannte Verhandlungsmaxime des Civilproceſſes iſt alſo im Ver⸗ 
waltungsrechtsſtreite auszuſchließen. 

Dieſe Lehre ſtellt ſich nun aber — ungeachtet ihrer Verbreitung 
— bei näherer Prüfung als ein buntes Gemiſch von Wahrheit und 
Irrthum heraus, das durchaus geſchteden werden muß, wenn endlich 
einmal eine für den Praktiker brauchbare, das wirkliche Leben erfaſſende 
und erklärende Verwaltungsrechtslehre conſtruirt werden fol. n 

Jedoch verſteht es ſich von ſelbſt, daß wir uns hier auf die 
uicht ganz leichte Unterſuchung über die Natur der öffentlichen Rechte 
nur inſoweit einlaſſen können, als es zur Begründung unſerer Be⸗ 


Heber die Procehmarime im Berwaltungsrechts- 
ſtreite “). 


Der Gegenſtand der Crörterung der Frage nach der im Ver⸗ 
waltungsrechtsſtreite aufzuſtellenden Proceßmaxime wird der fein, zu 
erwägen, ob dieſem Proceſſe die ſogenannte Unterſuchungs⸗ oder die 
Verhandlungsmaxime zu unterlegen ſei. 

Der Unterſchied beider Maximen iſt in der feinſt ausgebildeten 
Lehre des Civilproceſſes ſo genau entwickelt, daß derſelbe als voll⸗ 
kommen geläufig vorausgeſetzt werden darf. Wir brauchen alſo über 
beide Maximen an ſich und deren Conſequenzen hier weiter kein Wort 
zu verlieren. 

Das badiſche Verwaltungsgeſez vom 5. October 1863 trifft 
über das Verfahren im Verwaltungsrechtsſtreite keine eingehenden Be⸗ 
ſtimmungen; es beſchränkt ſich vielmehr darauf (§ 18), die Regierung 
zu ermächtigen, dasſelbe einſtweilen durch Verordnung zu regeln. 
Dieſe Regelung iſt durch die Regierungsverordnung vom 12. Juli 
1864 erfolgt. Sie beruht, was unſere Frage anbelangt, offenbar auf 
der ſogenannten Unterſuchungsmaxime, wie aus der Anführung fol⸗ 
gender darin enthaltenen Vorſchriften hervorgeht: 

„§ 32. Soweit nicht für einzelne Gegenſtände das Verfahren 
durch Geſetze oder Verordnungen beſonders geregelt iſt, gilt der 
Grundſatz, daß die Verwaltungsbehorden und Gerichte auch von Amts⸗ 
wegen die Thatſachen, welche für die Entſcheidung oder Anordnung 
erheblich ſind, zu erforſchen und feſtzuſtellen, ſowie die deßfallſigen 
Beweiſe zu erheben haben. 

§ 48. Die Verwaltungsgerichte dürfen bei ihren Erkenntniſſen 
nicht über den zur Entſcheidung vor ſie gebrachten Gegenſtand und 
nicht über den Kreis der in den Verhandlungen vertretenen Parteien 
ee Im Uebrigen find fie an die Anträge der Parteien nicht 
gebunden. 


] Aus einer Abhandlung des Geheimrath K. J. Schmitt in Karlsruhe in 
der „Zeilſchrift für badlſche Verwaltung und Verwaltungsrechtspflege“ Nr. 25 von 
1871. Wir wollen mit der Mittheilung dieſer aus den Erfahrungen in Baden, wo 
bisher allein das Inftitut einer von der Verwaltung gefonderten Verwaltungsrecht⸗ 
ſprechung eingeführt iſt, geſchöpften Betrachtungen Anregung zur Erwägung einer der 
wichtigſten jener Fragen geben, über welche man ſich Angeſichts der beabſichtigten 
a einer Verwaltungsrechtſprechung auch in Oeſterreich wird klar werden 
müſſen. 


Z fl. ĩ?70töʒr⁴Oõ ꝗð ]ꝗðU⸗ . eg mr eg 


hauptung nöthig fällt: Die Aufftellung der Unterſuchungsmaxime für 
das verwaltungsgerichtliche Verfahren iſt ungehörig und unzweckmäßtg. 

Uebrigens müſſen wir beſonders hervorheben, daß wir dieſe Be⸗ 
hauptung nur da aufftellen wollen, wo in einem Staate die Verwal⸗ 
tungsrechtspflege von der Verwaltung ſelbſt getrennt iſt und für beide 
ſtaatliche Functionen alſo eigene Organe beſtellt find, Sit dem nicht 
ſo, die Verwaltung ſelbſt vielmehr über ihre Handlungsweiſe, wenn 
ſie von dem dadurch verletzten Einzelnen als rechtswidrig angefochten 
wird, zugleich ihr eigener Richter, ſo ſoll die Beibehaltung der Unter⸗ 
ſuchungemaxime zur Prüfung und Erledigung der adminiſtrativ⸗recht⸗ 
lichen Beſchwerde nicht als ungeeignet angefochten werden. Denn legt 
ſich einmal die Verwaltung den Beruf und die Unbefangenheit bei, 
Rechtsverletzungen, die ihr zum Vorwurf gemacht werden, ſelbſt zu 
conſtatiren und wieder rückgängig zu machen, ſo ſoll ihr die Ver⸗ 
pflichtung nicht beſtritten werden, nun auch von Amtswegen alles nur 
Mögliche zu thun, um dem von ihr begangenen Unrechte zu ſteuern, 


alſo die einmal erhobene Klage nach allen Seiten hin weiter zu 


unterſuchen. ; IR. 
Ganz anders aber geftaltet ſich die Sache nach Einführung 
einer eigentlichen Verwaltungsrechtspflege mit beſonderem, von der Verwal⸗ 
tung getrenntem und unabhängigem Gerichte, ein Zuſtand, der ent⸗ 
ſchieden eine höhere Entwickelnng des Rechtslebens bekundet, als jener 
in Deutſchland leider noch als Regel beſtehende. Alsdann handelt es 
ſich darum, ein proeeßliches Verfahren ausfindig zu machen, das am 
zweckmäßigſten für die richtige Entſcheidung eines Streites iſt, der von 
förmlichen, einander ſelbſtſtändig gegenüberſtehenden Parteien, vor 
einem im Streite nicht befangenen und unbefangen zu erhaltenden 
Richter geführt wird. Hier gilt es, eine feſte geſetzliche Ordnung für 
die Thätigkeit aller dabei Betheiligten zu haben, damit das Verfahren 
ſtufenweiſe mit Sicherheit ſeinem Ziele ſich nähert, den etwaigen 
Ränken und Verſchleppungen der Streitenden begegnet, und die 
Willkür und Parteilichkeit des Richters fern gehalten wird. Von den 
hiebei auftauchenden möglichen Rechtsfragen intereſſirt uns hier zunächſt 
nur jene über die Stellung des Richters zu den Parteien und deren 
Angelegenheit. Hiefür nun ſtehen wir nicht an, die ſogenannte Ver⸗ 
handlungsmaxime als die allein zweckmäßige zu bezeichnen, indem uns 
die ſogenannte Unterſuchungsmaxtme ebenſo unvereinbarlich mit der 
Stellung der ſtreitenden Parteien zu den von ihnen verfolgten Rech⸗ 
ten, als mit jener eines unparteiiſchen Gerichts, in Wirklichkeit aber 
überhaupt gar nicht durchführbar erſcheint. Wir wollen verſuchen, dies 
darzulegen, und zwar 

1. zunächſt, daß die Unterſuchungsmaxime der Stellung der 
ſtreitenden Theile zu ihrem Rechte nicht gemäß iſt. 

Die Rechtsordnung verwirklicht ſich ihrem Weſen nach nur in 
den Beziehungen von Perſon zu Perſon in Geſtalt von beſtimmten 
Rechten und Pflichten. Auf welchem einzelnen Punkte ſie auch zur 
Vollziehung kommen mag, immer muß ſie nach zwei untrennbaren 
polaren Richtungen hin ſich als wirkſam erweiſen: einerſeits, indem 
fie einer Perſönlichkeit ein beſtimmtes Thun oder Laſſen als die Exi⸗ 
ſtenz oder Entwickelung einer anderen Perſönlichkeit bedingend zur 
Nothwendigkeit macht, anderſeits, indem ſie eben dieſer anderen Per⸗ 
ſönlichkeit die freie Möglichkeit ſichert, durch Benützung dieſer Bedin⸗ 
gung den Zwecken ihrer Exiſtenz und Entwicklung zu genügen. 

Wir nennen jene Perſönlichkeit die verpflichtete, dieſe dagegen 
die berechtigte. Jede Rechtspflicht charakteriſirt ſich demnach als die 
einer Perſönlichkeit nach der Rechtsordnung obliegende Nothwendigkeit, 
ein gewiſſes, einer anderen Perſon dienliches Verhalten zu beobachten, 
jedes Recht aber als die von der Rechtsordnung gewährleiſtete freie 
Möglichkeit einer ſolchen, jenes ihr dienliche Verhalten als ein wirk⸗ 
liches zu beanſpruchen. Was ein Recht einer Perſon iſt, kann daher 
in derſelben Beziehung nicht zugleich auch eine Pflicht derſelben ſein, 
weil Freiheit und Gebundenheit gleichzeitig in ein und demſelben 
Punkte ſich ausſchließen. 

Nennen wir Gut alles, was anerkannt vernünftigen menſchlichen 
Zwecken dient, ſo muß als der ſubſtanzielle Inhalt eines jeden Rechts 
immer ein Gut, oder dieſes auf das Begehrungsvermögen bezogen: 
ein Intereſſe, oder auf das Gefühlsvermögen: ein Wohl gelten. Recht 
und Gut, Intereſſe, Wohl ſtehen im innigſten Zuſammenhang. Es 
gibt oder ſoll keine nutzloſen Rechte geben. Jedes Recht erfüllt ſeine 
Beſtimmung erſt durch die Thatſache des Genuſſes. Die Genußformen, 
d. i. die Art und Weiſe, in welcher ein Recht dem Berechtigten ſich 
als dienſtbar erweist, iſt je nach der Art des Guts, welches den ſub⸗ 
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ſtanziellen Inhalt des Rechts ausmacht, ſehr verſchieden. Bald tritt 
der Genuß mit dem unverletzten Rechte von ſelbſt ein, z. B. bei 
dem Rechte des Einzelnen auf Ehre, Unverſehrtheit des Körpers 
u. ſ. w., bald iſt er durch ein Handeln des Berechtigten bedingt, das 
ſelbſt wieder ſehr genau begrenzt ſein kann, z. B bei einer Fußweg⸗ 
ſervitut, oder dem Ermeſſen des Berechtigten einen weniger oder mehr 
abgeſtuften, engeren oder weiteren Spielraum läßt, z. B. bei Pacht, 
Nupnießung, Eigenthum, bei ſtaatsrechtlicher Beſchränkung wegen 
Waſſers⸗ Feuersgefahr u. ſ. w. Die verſchtedene Abſtufung der Genuß⸗ 
formen, ſei es als eigene beſondere Rechte, oder in einem Rechte, z. B. 
im Eigenthum, vereint, bildet das Weſen der Dispoſttionsbefugniß. 
Dieſe iſt demnach bei jedem Rechte in dem Maße mehr oder weniger 
beſchränkt oder unbeſchränkt, als die Freiheit in Wahl der möglichen 
Genußformen es iſt. Die Freiheit des Genuſſes mittelſt (entgeltlicher 
oder unentgeltlicher) Uebertragung des Rechts auf einen Anderen oder 
gar des Verzichts, kann bei einem Rechte vollſtändig fehlen, ohne daß 
damit der Begriff des Rechts alterirt wird, z. B. beim Rechte auf 
Alimente, beim Rechte auf Berufs⸗, Gewerb⸗, Religionsfreiheit, bei 
den Hoheitsrechten des Staats ſelbſt u | w. Was aber in jedem 
Rechte weſentlich erſcheint, iſt das wenigſtens in thesi anerkannte In⸗ 
tereſſe für den Berechtigten. Darum gilt auch diejenige Perſon als 
das Subject des Rechts, welche geſetzlich als Beſtinatär, d. i. als zu 
deſſen Genuß berufen gilt. Doch hat noch nicht jedes Subject eines 
Rechts, ungeachtet des ihm zukommenden Genuſſes, auch die Dispo⸗ 
ſitionsbefugniß. Dieſe kommt vielmehr nur dem willens⸗ und hand⸗ 
lungsfähigen Subjecte zu, nicht aber auch dem willens⸗ und hand⸗ 
lungsunfähigen, z. B. einem Minderjährigen, Geiſteskranken, allen ſo⸗ 
genannten moraliſchen oder juriſtiſchen Perſonen. 

Bezüglich der Letzteren beruft alsdann die Rechtsordnung andere 
willens⸗ und handlungsfähige Perſonen, welche anſtatt jener und für 
fie über deren Rechte disponiren, in der Art, daß fie für eine gute 
Verwaltung den Berechtigten gegenüber als verpflichtet gelten. 

Das Geſagte gilt nun von allen Arten von Rechten und Pflich⸗ 
ten, welchen Perſönlichkeiten und in welchen Beziehungen ſie ihnen 
auch zukommen mögen. 

Es muß folglich auch auf jene Rechte und Pflichten Anwendung 
finden, in welchen ſich als ſogenannten öffentlichen Rechten und 
Pflichten das Rechtsverhältniß der Staatsperſon“) zu den ihrem Be⸗ 
reiche jeweils angehörigen lebenden Einzelperſönlichketten als wirkſam 
erweist. 

Den lebenden Einzelperſönlichketten in ihrem Verhältniß zur 
Staatsperſönlichkeit alle öffentlichen Rechte abzuſprechen, indem man die 
ihnen vom Staate in der Rechtsordnung verbürgte Möglichkeit von 
Genüſſen und Vortheilen nur als zufällige Reflerwirkungen “) der 
Rechte des Staates ſelbſt, oder als von dieſem nur nach Belieben 
übertragene oder gar anvertraute Staatsrechte erklärt, iſt ein wahr⸗ 
hafter Frevel an der Idee des Rechts und damit des Staates ſelbſt, 
wie leicht bewieſen werden könnte, wenn der vorliegende Zweck über⸗ 
haupt nöthig machte, hierwegen auf nähere rechtsphiloſophiſche Erörte⸗ 
rungen einzugehen. Denn in einem conſtitutionellen Gemeinweſen we⸗ 
nigſtens, dünkt uns, wird es außer Streit ſein, daß die den Staats 
angehörigen allgemein geſetzlich verbürgten und für den Fall der Ver⸗ 
letzung durch die Staatsverwaltung ſogar mit einer förmlichen ver⸗ 
waltungsgerichtlichen Klage beſonders geſchützten Intereſſen ganz un⸗ 
zweifelhaft unter den allgemeinen Begriff eines Rechtes fallen, wie 
ſolcher in ganz gleicher Weiſe auch für das Gebiet des Privatrechts 
Geltung haben muß. 


(Schluß folgt.) 


„) Da bisher nur das Privatrecht eine juriſtiſch⸗techniſche Bearbeitung gefunden 
hat, jo iſt man gewohnt, von einer Staatsperſönlichkett nur in Bezug auf das Privat⸗ 
recht, und zwar hier lediglich als von einer Vermögensinhaberin (Fisen) zu fprechen. 
Allein die Auffaſſung des Staats als einer Perſon ift auch die Vorausſetzung jeder 
Conſtruction des Staatsrechts. Sie iſt keine Willkür, keine Fiction, ſondern eine in 
der Natur der menſchlichen Verhältniſſe begründete Nothwendigkeit, deren Erkennung 
und Bethätigung die menſchliche Cultur bedingt und darum auch bei allen Cultur⸗ 
völkern ſich vorfindet. Was juriſtiſch das Weſen der Einzelperſon ausmacht, muß auch 
bei der Staatsperſon vorhanden ſein. Dies Moment liegt aber nicht in der Willens⸗ 
und Handlungsfähigkeit, ſondern in der Geltung als Selbſtzweck. Die Beſchränktbeit 
unſeres Themas verſtattet kein weiteres Eingehen. 0 

) So z. B. Gerber in feinen Grundzügen des deutſchen Staats rechts, § 16. 
Vergl. über den Begriff von Reflexwirkung (leider nur für das Privatrecht gewür⸗ 
digt): Ihering, in deſſen und Unger's Jahrbücher für die Dogmatik des heutigen 
Privatrechts, Bd. X, S. 245. ff. - 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Beleuchtung des Verfahrens im Falle des Anfuchens um 
Neſtringirung einer bewilligten Expropriation von Grundſtücken 
zu Eiſenbahnzwecken. 


Ueber Anſuchen der k. k. a. priv. Kaiſer Ferdinands⸗Nordbahn⸗ 
Geſellſchaft wurde von der n. ö. Statthalterei mit Erkenntniß vom 
6. März 1870 bei dem nachgewieſenen Vorhandenſein der Bedin⸗ 
gungen des § 9, c) des Eiſenbahnconcefſtonsgeſetzes vom 14. Sept. 
1854 auf die Expropriation einer Reihe von in der Gemeinde L. 
gelegenen Parcellen in dem Ausmaße von 8 Joch 679 Quadrat⸗ 
klaftern zum Zwecke der vom Handelsminiſterium genehmigten Erwei⸗ 
terung des Stationsplatzes F. erkannt. Die von mehreren Parteien 
dagegen eingebrachten Recurſe hat das Miniſterium des Innern zurück⸗ 
gewieſen und es wurde die Schätzung der betreffenden Grundparcellen 
in dem oben erwähnten Ausmaße vorgenommen, jedoch von der Nord⸗ 
bahn⸗Geſellſchaft nicht der ganze Schaͤtzungswerth per 56.000 fl., 
ſondern nur der einem Ausmaße von 1 Joch 1426 Quadratklaftern 
entſprechende Betrag von 12.105 fl. bei dem Bezirksgerichte in G. 


erlegt. 


der k. k. Statthalterei eine Eingabe, in welcher ſie um die Reſtringi⸗ 
rung des Expropriationserkeuntniſſes auf das Ausmaß von 2 Joch 
1287 Quadratklaftern erſuchte, da ſie das ganze Ausmaß per 8 Joch 
679 Quadratklaftern, auf welche das Expropriationserkenntniß gelautet 
hatte, in Folge der geänderten Verhältniſſe nicht mehr benöthige. 


Andererſeits überreichten auch mehrere der näch dem oberwähnten Er⸗ 


kenntniſſe expropriirten Parteien eine Eingabe, worin ſte gegen jede 
Modificirung des Expropriattonserkenntniſſes proteſtirten und die Ver⸗ 
pflichtung der Bahngeſellſchaft zur Einlöſung des ganzen expropriirten 
Ausmaßes an Grundſtücken behaupteten. 

Die Statthalterei ging von der Meinung aus, daß das Expro⸗ 


priationserkenntniß der Nordbahn⸗Geſellſchaft nur das Recht einge⸗ 


räumt, nicht aber die Pflicht auferlegt habe, beſtimmte Grundſtücke 
zwangsweiſe einzulöſen. Es ſei daher, ſobald die Bahngeſellſchaft erklärt 
habe, die Grundſtücke (welche übrigens noch nicht in ihr Eigenthum 
übergegangen ſeien) nicht mehr zu benöthigen, dem Expropriations⸗ 
erkenntniſſe die thatſächliche Grundlage der Nothwendigkeit der Ent⸗ 
eignung entzogen worden, und deßhalb erſcheine die Aufhebung des 
mehrerwähnten Expropriationserkenntniſſes und die Vornahme einer 
neuen Verhandlung behufs der Entſcheidung, ob auch bezüglich des 
gegenwärtig von der Nordbahn nur mehr als nothwendig reſtringirten 
Ausmaßes an Grundſtücken auf die Expropriirung zu erkennen ſei, 
vollkommen zuläfftg. Um nun dieſes zu bewirken, hat die Statthalterei 
in Anbetracht des Umſtandes, daß das Statthaltereierkenntniß vom 
Miniſterium des Innern mit dem Erlaſſe vom 17. Juli 1870, Zahl 
8517, beſtätiget wurde, ſomit die Gewährung des Expropriations⸗ 
beſugniſſes an die Nordbahn in letzter Linie auf einer Entſcheidung 
des genannten Miniſteriums beruht, an dasſelbe den Antrag wegen 
Aufhebung der vorgedachten Miniſterialentſcheidung geſtellt. 

Darauf iſt nun das Miniſterium des Innern laut Entſcheidung 
vom 13. November 1871, Z. 14.292, nicht eingegangen, „weil die 
Aufhebung jener Miniſterialentſcheidung weder von der Nordbahn⸗ 
Geſellſchaft, welche nur um die Reſtringirung der bewilligten Expro⸗ 
priation bittet, noch von den betheiligten Grundbeſitzern, welche viel⸗ 
mehr die vollſtändige Durchführung der bewilligten Expropriation 
wünſchen, angeſucht wird. Dieſe Miniſterialentſcheidung ſteht (wie das 
Miniſterium motivirte) aber einem Vorgehen des Statthalters über 
das vorliegende Geſuch der Nordbahn⸗Geſellſchaft nicht im Wege, weil 
durch dieſelbe lediglich die Beſtätigung des Statthaltereierkenntniſſes 
vom 6. März 1870, 3. 5289, auf Grund der damaligen Verhältniſſe 
ausgeſprochen worden iſt und das vorliegende Geſuch der Eiſenbahn⸗ 
unternehmung, in welchem die eingetretene Aenderung jener Verhält⸗ 
niſſe behauptet wird, als ein neues Einſchreiten zu behandeln iſt“. Die 
Statthalterei wurde daher vom Miniſterium aufgefordert, über das 
mehrerwähnte Geſuch in erſter Inſtanz unter Offenhaltung des Mi- 
niſterialrecurſes für alle Betheiligten zu entſcheiden. Sch. 
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Ungefähr zu gleicher Zeit machte die Nordbahn⸗Geſellſchaft bei 


Formulare 


für Statuten von Actiengeſellſchaften zum Baue und Betriebe von Fabriken 

behnſs Erzeugung von Runkelrübenzucker, von Dampfmühlen in Verbindung 

mit Brodbäckereien, von Papierfabriken, von Bräuhäuſern, von Oelfabriken, 

daun für Statuten von Actiengeſellſchaften zum Handel mit Schnitt⸗, Eiſen⸗ 
und gemiſchten Waaren. 


(Zum im Blatte Nr 5 d. J. publicirten Erlaſſe des Miniſteriums des Innern vom 
2. Mai 1871, 3.5069.) 
ad 3069. 
Vorerinnerung. 


Die an das k. k. Miniſterium des Innern zur Genehmigung gelangenden 
Statuten für die zahlreich in Böhmen und Mähren entſtehenden induſtriellen und 
Handelsgeſellſchaften anf Actien mit geringer Capitalskraft, wie namentlich die Netien- 
geſellſchaften zur Errichtung und zum Betriebe von Zucker⸗ und Papierfabriken, dann 
von Oel⸗ und Dampfmühlen, Bräuhäuſern und zum Betriebe des Handels mit 
gemiſchten. Schnitte und Eiſenwäaren, leiden in der Regel an den gleichen Mängeln 
und namentlich ſolchen, die in der Nichtbeachtung der Vorſchriften des Handelsgeſetzes 
vom! 17. December 1862 ihren Grund haben. 

Der nachfolgende Statutenentwurf fell nun dazu dienen, den betreffenden 
Conceſſionswerbern einen Leitfaden an die Hand zu geben, durch deſſen Bentiung die⸗ 


ſelben in die Lage verſetzt werden, dem Handelsgeſetze und den ſonſtigen Geſetzen und 


Verordnungen entſprechende Statutenentwürfe für die obbezeichneten Kategorien von 
Actiengeſellſchaften zu verfaſſen. In dem Entwurfe iſt den Umſtänden, unter welchen 
dergleichen Unternehmungen nach den gewonnenen Erfahrungen zu entſtehen pflegen, 
geeignete Rechnung getragen und namentlich darauf Rückſicht genommen, daß dieſe 
Actiengeſellſchaften in der Regel auf beſtimmte Zeit geſchloſſen werden, deren Actien 
auf Namen zu lauten und übertragbar zu ſein pflegen. 

Jene Stellen, welche uumeriſche Beträge oder ſolche Beſtimmungen betreffen, 


deren Feſtſetzung nach Maßgabe der verſchiedenen Zwecke und beſonderen Verhältniſſe 


der zu errichtenden Geſellſchaft zunächſt den Conceſſiionswerbern überlaſſen werden 
können, ſind offen gelaſſen worden. Auch ſind jene Beſtimmungen, rückſichtlich deren 
innerhalb des Rahmens des Geſetzes Varianten möglich ſind, in den im Entwurfe ein⸗ 
geklammerten Stellen erſichtlich gemacht. 

Die im Art. 208 H. G. vorgeſchriebene Aufnahme einer gerichtlichen oder 
notariellen Urkunde über die Errichtung und den Inhalt des Geſellſchaftsvertrages 
(Statuts) iſt keine unumgängliche Vorbedingung der Ertheilung der ſtgatlichen Ge⸗ 
nehmigung und es genügt, wenn dieſelbe erſt vor Eintragung in das Handelsregiſter 
bewirkt wird. 

Entwurf des Statuts. 
Allgemeine Beſtimmungen. 

F. Zweck der Actiengeſellſchaft iſt (3. B. der Bau und Betrieb 
einer Fabrik zur Erzeugung von Runkelrübenzucker [Oel, Papier] — oder: die Errich⸗ 
tung und der Betrieb einer Dampfmühle fund der Betrieb der Brodbäckerei] — oder: 
eines Bräuhauſes, ſowie der Verſchleiß des erzeugten Bieres und deſſen Nebenproducte 
— oder: die Errichtung und der Betrieb einer Handlung mit gemiſchten, Schnitt⸗ 
und Eiſenwaaren). 
§. Die Geſellſchaft, deren Dauer auf . „Jahre beſtimmt wird, hat ihren 

und wird ſich der in das Handelsregiſter einzutragenden Firma 
.. bedienen. 

§. Die von der Geſellſchaft ausgehenden Kundmachungen werden in den öffent⸗ 
lichen Blättern (dieſe Blätter ſind nach ihren Titeln taxativ aufzu⸗ 
zählen) verlautbart und iſt jede Aenderung in dieſer Beziehung dem Handelsgerichte 
anzuzeigen. 

$. Das Grundcapital beträgt „ beſtehend in Stück 
Aetien zu (und in Theilactien zu „welche als Theile von ganzen 
Actien, welche zu deponiren find, nebſt der Num mer der ganzen Nctie mit den Zahlen 
1, 2 (3 ) zur Bezeichnung ihrer Theileigenſchaft verſehen worden find). Das⸗ 
ſelbe kann auf erhöht werden. Für dieſen Fall ſteht den Actionären das 
Vorrecht zum Bezuge der neu auszugebenden Aelien nach Maßgabe ihres bisherigen 
Aetienbeſitzes, jedoch nicht unter dem Nominalwerthe zu. — Erſt der von denſelben 
innerhalb der vom Verwaltungsrathe zur Geltendmachung dieſes Vorrechtes beſtimmten 
Friſt nicht übernommene Theil der Actien wird zur öffentlichen Subſeription aufge⸗ 
legt. Jede Erhöhung des Grundcapitals iſt dem Handelsgerichte anzuzeigen. 

F. Gleich bei der Subſeription find (falls der zur Conſtituirung der Geſell⸗ 
ſchaft nothwendige Percentualbetrag in mehreren Raten erlegt wird) Percent 
auf den ſubſeribirten Actienbetrag zu erlegen. — Die weiteren Einzahlungsraten 
beſtimmt das Gründungscomite und nach erfolgter Conſtituirung der Geſellſchaft der 
Verwaltungsrath. 

Wenn diefer Betrag fogleich bei der Subfeription zur Genüge erlegt wird; 

(Die weiteren Einzahlungsraten beſtimmt der Verwaltungsrath.) 


Sitz in 


Die Geſellſchaft iſt conſtituirt, ſobald das „ Grundcapital gezeichnet 
ilt, . Percent hierauf eingezahlt find und die handelsgerichtliche Regiſni⸗ 
rung erfolgt iſt. 

§. Von Conſtituirung der Geſellſchaft werden die Geſchäfte im Namen der 
Actienzeichner von dem Gründungscomité unter der im Art. 211 H. G. normirten 
Haftung beforgt. 

§ Nach Berichtigung von „Percent werden den Zeichner auf 
Namen lautende Interimsſcheine, auf denen die weiteren Einzahlungen beſtätigt 
werden, ausgefolgt. Dieſe werden nach Erlag des ganzen Actienbetrages gegen Aus⸗ 
folgung der Aetien eingezogen. 

§. Ein Actionär, welcher eine oder mehrere Emzahlungsraten zur beſtimmten 
Zeit nicht leiſtet, iſt zur Zahlung . percentiger Verzugszinſen verpflichtet und 
wird, ſobald derſelbe vom Verwaltungsrathe zur Einzahlung mindeſtens dreimal in 
den hiezu beſtimmten öffentlichen Blättern (5 ) (mittelft beſonderer Erläſſe), das 
letzte Mal wenigſtens vier Wochen vor dem für die Einzahlungen geſetzten Schluß⸗ 
termine fruchtlos aufgefordert worden ift, feiner Anrechte aus der Zeichnung der Actien 
und der bereits geleifteten Theilzahlungen zu Gunſten der Geſellſchaft (welche dem 
Reſervefonde zufallen) für verluſtig erklärt. — An die Stelle ſolcher für verfallen 
erklärten Interimsſcheine werden neue ausgegeben. 

§. Die Actien lauten auf Namen und werden nach ihrer Nummer und ihrein 
Betrage, dann nach dem Namen, Wohnorte und Stande der Aetionärs in das Actien⸗ 
buch eingetragen. — Dieſelben ſind übertragbar. Jede Uebertragung iſt dem Ver⸗ 
waltungsrathe unter Vorlage der Actie und des Nachweiſes des Ueberganges behufs 
Eintragung in das Actienbuch anzuzeigen. — Im Verhältniſſe zur Gefellſchaft 
werden nur diejenigen als die Eigenthümer der Actien angeſehen, welche als ſolche im 
Actienbuche verzeichnet find. — Zur Prüfung der Legitimation iſt die Geſellſchaf 
berechtigt, aber nicht verpflichtet. 

$. So lange der Betrag der Achien nicht vollſtändig eingezahlt iſt, wird der 
Aetionär durch Uebertragung ſeines Anrechtes auf einen Andern von der Verbindlich⸗ 
keit zur Zahlung des Rückſtandes nur dann befreit, wenn die Eintragung des neuen 
Erwerbers an teiner Stelle in das Actienbuch erfolgt ift. Auch in dieſem Falle bleibt 
der austretende Actionär auf Höhe des Rückſtandes für alle bis dahin von der Geſell⸗ 

chaft eingegangenen Verbindlichkeiten noch auf ein Jahr, vom Tage des Austrittes an 
gerechnet, ſubſidiariſch verhaftet. 

$. Für in Verluſt gerathene Interimsſcheine und Actien werden ſobald ſelb. 
in geſetzlicher Weiſe amortiſirt worden find, neue ausgefolgt. 

In die Statuten für Actiengeſellſchaften zur Erzeugung von Zucker und Oel 
wären folgende vier Paragraphe einzuſchalten: 

§. Jeder Actionär iſt verpflichtet, per Actie Centner geſunder, gut 
gereinigter, mindeſtens Percent polariſirender Zuckerrübe (. Metzen 
Raps) in die geſellſchaftliche Fabrik zu liefern. — Der Zeitpunkt der Ablieferung, 
ſowie den per Centner (Metzen) zu zahlenden Preis beſtimmt der Verwaltungsrath. 
— Wer die Rübe (den Raps) zur beſtimmten Zeit nicht abliefert, für den erkauft der 


Verwaltungsrath das entfallende Quantum Rübe (Raps) auf deſſen Gefahr und Un⸗ 


koſten. — Ob für die Zufuhr der Rübe (des Rapſes) eine Vergütung an die Actio⸗ 
näre geleiſtet wird, und eventuell in welchem Betrage, dann wie viel Pereent bei der 
Ablieferung der Rübe (des Rapſes) in Abrechnung gebracht werden, beſtimmt der 
Verwaltungsrath. — Den Aetionären, welche ſich bis zum. melden, 
werden auf jede Aetie Pfund Rübenſamen unentgeltlich verabfolgt. 
. Den Actionären ſteht es frei, das auf ihre Actien entfallende Rüben⸗ 

(Raps⸗) Quantum durch die Fabriksverwaltung ankaufen zu laſſen. Sie müſſen jedoch 
die letztere hievon längſtens im Monate verſtändigen und gleichzeitig 
5 . Percent des vorjährigen Rübenpreiſes (Rapspreiſes) zum Ankaufe der Rübe 
(des Rapſes) erlegen. Der Reſt muß bis längſtens eingezahlt werden. 
(Den Zeitpunkt, bis zu welchem der Reſt zu berichtigen iſt, beſtimmt der Verwaltungs⸗ 
rath.) — Für diejenigen, welche das Geld zum Ankaufe der Rübe (des Rapſes) nicht 
zur rechten Zeit erlegen, kauft ſelbe der Verwaltungsrath auf deren Koſten und Gefahr. 

§. Jeder Actionär erhält ein Büchel, in welches das Quantum der von ihm 
gelieferten Rübe (des von ihm gelieferten Rapſes) oder der Betrag des erlegten Geldes 
eingetragen wird. 

$. Wie viel Abfälle von einem Centner der gelieferten Rübe (wie viel Del- 
kuchen per Metzen des gelieferten Rapſes) jeder Actionär unentgeltlich erhalten wird, 
beſtimmt der Verwaltungsrath. — Wer dieſe Abfaͤlle (die Oelkuchen) nicht abnehmen 
will, erhält den hiefür gelösten Geldbetrag. — Die übrigen Abfälle werden zu 
Handen der Geſellſchaftscaſſe veräußert. 

§. Jeder Actionär hat einen verhältnißmäßigen Antheil an dem geſammten 
Vermögen der Geſellſchaft, au deren Gewinn und Verluſt. Derſelbe haftet für die 
Verbindlichkeiten der Geſellſchaft nur mit dem ſtatutenmäßig zu leiſtenden Actien⸗ 
betrage. 

(Schluß folgt.) 
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Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben mittelſt a. h. Handſchreibens vom 15. Jänner 1872 
den Finanzminiſter der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder Freiherrn 
von Holzgethan unter Enthebung von dieſem Poſten zum Reichsfinanzmin iſter 
ernannt und demſelben den Orden der eiſernen Krone erſter Claſſe taxfrei verliehen. 

Se. Majeftät haben den Freiherrn v. Pretis zum eisleithaniſchen Finanz 
miniſter ernannt. 

Se. Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines außerordentlichen 
Geſandten und bevollmächtigten Miniſters bekleideten bisherigen Miniſterreſidenten 
in Rio Janeiro Emanuel Grafen Ludolf in der Eigenſchaft eines Gejandten und 
bevollmächtigten Miniſters in außerordentlicher Miſſion bei der hohen Pforte 
beglaubiget. 

Se. Majeſtät haben dem erſten Oberfinanzrathe der n.-d. Finanzlandesdi⸗ 
rection Leopold Talatzko Freiherrn von Geſtietiez bei deſſen Penſionirung den 
Titel und Charakter eines Hofrathes taxfrei verliehen. 

Se. Majeſtät haben die Verſetzung des galiziſchen Statthaltereirathes 2. Claſſe 
Adolf Pauli auf die Stelle des ſtellvertretenden Regierungsrathes bei der Czerno⸗ 
witzer Landesregierung genehmigt und den mit Titel und Charakter eines Statt⸗ 
haltereirathes bekleideten Regierungsrath der Bukowinaer Landesregierung Joſeph 
Ritter Ettma yer v. Adelsburg zum Statthaltereirathe 2. Claſſe extra statum 
der galtziſchen Statthalterei ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Kanzleiofficial des k. k. Landesvertheidigungs⸗Mini⸗ 
ſteriums Alexander Kletzinsky den Titel und Charakter eines Hilfsämter⸗Directions⸗ 
adjuncten verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Wiener ſtädtiſchen Archivar und Bobliothekar Karl 
Weiß das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den Gerichtsadjuncten Dr. Jo⸗ 
hann Ritter von Spaun und den Statthaltereiconcipiſten in Lemberg Clemens 
Drozdowski zu Miniſterialconcipiſten im Miniſterium für Cultus und Unter⸗ 
richt ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat die ſyſtemiſirte Stelle des Landes⸗Thierarztes 
für Dalmatien dem bisherigen Landes⸗Thierarzte Franz Bertie in Zara verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Polizeicommiſſär Chriſtoph Geſſner zum 
Obercommiſſär und den Aetuar Johann Tieß zum Polizeicommiſſär in Wien 
ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Polizeiactuar Anton Abramovich zum 
Polizeicommiſſär in Trieſt ernannt. 

Der Handelöminifter hat den Concipiſten der küſtenländiſchen Finanzdirection 
Natale Ebner v. Ebenthal zum Concipiſten bei der k. k. Seebehörde in Trieſt 
ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Poſtamtsverwalter in Linz Karl von Poſch 
zum Poſtökonomieverwalter in Wien ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Kreisforſtmeiſter 1. Claſſe und k. k. Forſtcom⸗ 
miſſär bei der k. k. Tiroler Statthalterei Joſeph Edlen von Poſch zum Forſtinſpector 
für Oeſterreich ob der Enns ernannt. 


Erledigungen. 


Arztesſtelle bei der Gemeinde Wilfleinsdorf bei Bruck a. d. Leitha, bis 15. 
Februar. (Amtsbl. Nr. 13.) 

Proviſoriſche Statthaltereiconcipiſten⸗ und eine proviſoriſche Bezirkscom⸗ 
miſſärsſtelle mit 800 fl. jährlich in Mähren; außerdem mehrere Conceptsadjuncten⸗ 
ſtellen mit 500 und 400 fl., bis Ende Jänner. (Amtsbl. Nr. 13.) 

Baubeamtenſtellen bei dem executiven Hafen⸗ und Seeſanitätsdienſte im 
Küſtenlande und in Dalmatien, und zwar: ein Ingenieur erſter Claſſe mit 1100 fl. 
Gehalt und 200 fl. Quartiergeld, ein Ingenieur zweiter Claſſe mit 1000 fl. Gehalt 
und 200 fl. Quartiergeld, ein Bauadjunet erſter Claſſe mit 800 fl. Gehalt und 150 fl. 
Quartiergeld, zwei Bauadjnuncten zweiter Claſſe mit je 700 fl. Gehalt und je 150 fl. 
Quartiergeld, zwei Bauprakticanten mit je 400 fl. Adjutum, bis 24. März. (Amts⸗ 
blatt Nr 13.) 


Subſcriptions-Einladung 


auf die vom k. k. Statthaltereirathe und Vorſtande des Rechnungsdepartements der 
Statthalterei in Graz Sof. C. Lichtnegel verfaßte: 


„Geſchichte der Entwicklung des öſterreichiſchen Rechnungs⸗ und 
Controls⸗Weſens.“ 1 

Das Werk verfolgt den Zweck: einerſeits die noch beſtehende Lücke in der Lite⸗ 
ratur auszufüllen und der Staatsrechnungswiſſenſchaft jene Grundlagen zu ſchaffen, 
deren ſich andere wiſſenſchaftliche Dis ciplinen längſt erfreuen, und andererſelts die 
Wißbegierde der Männer vom Fache und aller Jener zu befriedigen, welche den ſeit 
der Einführung des conſtitutionellen Staatslebens in Oeſterreich ſo wichtigen Ein⸗ 
richtungen des Rechnungs- und Controls⸗Weſens eine erhöhte Aufmerkſamkeit zu 
ſchenken gewohnt ſind. 8 

Das Werk erſcheint auf Subſeription und wird in Lieferungen 
herausgegeben. Der Anſchaffungspreis des ganzen auf circa 30 Druckbogen berechneten 
Werkes wird mit 2 fl. 80 kr. feſtgeſetzt, von welchem Preiſe für die Subſeribenten 
auch dann nicht abgegangen werden ſoll, wenn das Werk einen größeren Umfang 
erlangen ſollte. 

Die Subfeription verpflichtet zur Abnahme des ganzen Werkes; dagegen wird 
keine Pränumerationsgebühr entgegengenommen, ſondern die Bezahlung erfolgt erſt 
bei Uebergabe jeder der broſchirten Lieferungen, deren Zahl höchſtens fünf betragen und 
deren jede einzelne zwiſchen 6 bis 8 Druckbogen ſtark ſein wird. Das Werk wird kom⸗ 
menden Mai vollſtändig in den Händen der Abonnenten fein. 

(Subſeriptionsanmeldungen werden von der Redaction der „Oeſterr. Zeit: 
ſchrift f. Verwaltung“ entgegengenommen.) 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


